
J. zu den ausgeführten Verbrechen betrachtet. Die Straf
kammer verurteilte den Angeklagten M. zu fünf Jahren 
Zuchthaus, den jugendlichen Angeklagten J. zu drei Jahren 
und sechs Monaten Freiheitsentzug.

Gegen dieses Urteil haben die Angeklagten Berufung 
eingelegt. Mit beiden Berufungen wird lediglich das Straf
maß angegriffen.

Die Berufungen hatten Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Bei der Verhängung einer fünfjährigen Zuchthaus

strafe gegen den 18jährigen Angeklagten M. hat sich 
die Strafkammer fraglos davon leiten lassen, daß § 250 
Abs. 1 StGB im Fall der erschwerenden, unter Ziff. 1 
bis 5 aufgeführten Umstände Zuchthaus nicht unter 
fünf Jahren androht. Infolge der besonders verwerf
lichen Handlungen des Angeklagten M., der den mit- 
angeklagten Jugendlichen zu der gemeinsam begange
nen schweren Straftat verleitete, hat die Jugendstraf
kammer sicherlich gemeint, die Anwendung des § 250 
Abs. 2 StGB, wonach bei Vorliegen mildernder Um
stände Gefängnis nicht unter einem Jahr verhängt 
werden muß, verneinen zu müssen. Bei der Ablehnung 
der Anwendung des § 250 Abs. 2 StGB hat die Straf
kammer jedoch nicht in Betracht gezogen, daß es sich 
beim § 250 StGB um eine vom kapitalistischen Gesetz
geber geschaffene Norm handelt und daß jede formale 
Anwendung des § 250 Abs. 1 StGB eine Auslegung be
deutet, die mit unserer sozialistischen Rechtsprechung 
nicht in Einklang zu bringen ist.

Es ist bekannt, daß in dem bürgerlich-kapitalistischen 
StGB besonders die Eigentumsdelikte mit außerordent
lich harten Strafen bedroht werden. Dies geht insbe
sondere auch daraus hervor, daß lediglich bei Eigen
tumsdelikten der Rückfall als strafverschärfender Um
stand gesetzlich festgelegt ist. Diese Gesetzgebung ent
spricht eindeutig dem Willen der kapitalistischen 
Klasse, das kapitalistische Eigentum besonders zu 
schützen. Es ist selbstverständlich, daß auch mit der 
sozialistischen Rechtsprechung das persönliche und 
private Eigentum geschützt wird, jedoch darf die Tat
sache, daß das StGB eine Überbetonung hinsichtlich des 
kapitalistischen Eigentums enthält, nicht dazu führen, 
daß in jedem Fall von den harten Strafandrohungen 
bei den Eigentumsdelikten Gebrauch gemacht wird, 
wenn die Verhängung eines außerordentlich hohen 
Mindeststrafmaßes nicht der strafbaren Handlung eines 
Täters, sei es wegen des verhältnismäßig geringen Um
fanges des angerichteten Schadens, der Umstände der 
Tat oder sonstiger anderer vorliegender Umstände ent
spricht. In solchen Fällen müssen die Gerichte sorgfältig 
prüfen, inwieweit mildernde Umstände zu bejahen sind, 
soweit die genannten Gesetze bei Vorliegen solcher Um
stände eine geringere Strafandrohung enthalten.

Es ist kennzeichnend für die kapitalistische Gesetz
gebung, daß bei einer Anzahl der Delikte, die sich 
gegen die Gesundheit bzw. die körperliche Unverletz
lichkeit des Menschen richten, wesentlich geringere 
Strafen angedroht werden als bei Delikten, mit denen 
das kapitalistische Eigentum geschützt werden soll. Dies 
zeigt sich schon darin, daß bei den Eigentumsdelikten 
selbst da, wo nur Gefängnis angedroht ist, wie bei 
§§ 242, 246 StGB, der Versuch für strafbar erklärt wird, 
während andererseits bei den vorsätzlichen Körperver
letzungen nach §§ 223, 223 a, 223 b Abs. 1 StGB der Ver
such nicht strafbar ist. Dem kapitalistischen Gesetz
geber lag also eindeutig der Schutz des kapitalistischen 
Eigentums näher als der Schutz des Menschen vor 
körperlichen Verletzungen. Es kann keinem Zweifel 
unterliegen, daß eine solche Rechtsauffassung dem 
Willen der Werktätigen in unserem Arbeiter-und- 
Bauern-Staat nicht entspricht. Der außerordentlich 
hohe Unterschied zwischen der Strafandrohung nach 
§ 249 Abs. 1 StGB und der des schweren Raubes nach 
§ 250 Abs. 1 Ziff. 1 bis 5 StGB, nach der auf Zuchthaus 
nicht unter fünf Jahren erkannt werden muß, wenn 
nicht mildernde Umstände vorliegen, zeigt deutlich die 
ausgesprochene Neigung des kapitalistischen Gesetz
gebers, Angriffe gegen kapitalistisches Eigentum ganz 
besonders hart zu bestrafen, wenn diese Angriffe in 
einer Form erfolgen, deren sich der Kapitalist schwer 
erwehren kann, oder wenn sie an Orten erfolgen, wo 
jeder glaubt, einen Angriff auf sein Eigentum nicht be
fürchten zu müssen. Deshalb ist auch als eine besonders

schwere Form des Angriffs gegen kapitalistisches Eigen
tum nach § 250 Abs. 1 Ziff. 3 StGB der Raub auf einem 

% öffentlichen Wege oder Straße usw. angeführt worden. 
Es mag dahingestellt bleiben, ob eine künftige Straf
gesetzgebung wiederum eine ähnliche Bestimmung ent
halten wird, jedoch darf soviel als sicher vorausgesetzt 
werden, daß in solchen Fällen wohl kaum wieder als 
Mindeststrafe eine Freiheitsentziehung von fünf Jahren 
festgesetzt werden wird.

Auch § 24 JGG zeigt, daß der schwere Raub des StGB 
als ein weniger schweres Verbrechen betrachtet wird 
als z. B. das Verbrechen der Notzucht. Während bei 
der Notzucht' nach § 177 StGB der § 24 JGG die An
wendung des allgemeinen Strafrechts vorsieht, ist bei 
einem schweren Raub nicht das allgemeine Strafrecht, 
sondern auch in materieller Hinsicht das Jugend
gerichtsgesetz anzuwenden, da schwerer Raub in § 24 
JGG nicht mehr als ein Verbrechen angeführt ist, 
welches zur Anwendung des allgemeinen Strafrechts 
führen muß. Diese durchaus richtige Schlußfolgerung im 
Sinne eines sozialistischen Strafrechts ergibt sich daraus, 
daß selbstverständlich die Notzucht einer Frau in unse
rem Arbeiter-und-Bauern-Staat als wesentlich schwerer 
wiegend angesehen werden muß als ein schwerer An
griff gegen das persönliche oder private Eigentum. Eine 
so harte Mindeststrafandrohung wie § 250 Abs. 1 StGB 
enthält nicht einmal der § 30 StEG, d. h. selbst der 
schwere Fall eines Angriffs gegen das gesellschaftliche 
Eigentum ist mit einer niedrigeren Mindeststrafe be
droht, als sie der kapitalistische Gesetzgeber für den 
Fall des schweren Raubes kapital istischen -Eigentums 
festgelegt hat. Es zeigt sich also, daß gerade bei der 
Betrachtung des § 24 JGG die mit einer Mindeststrafe 
von einem Jahr Zuchthaus bedrohte Notzucht nach § 177 
StGB als ein schwereres Verbrechen betrachtet wird als 
der vom kapitalistischen Gesetzgeber mit Zuchthaus 
nicht unter fünf Jahren bedrohte schwere Raub. Von 
dieser Erkenntnis der Überbetonung des kapitalisti
schen Eigentums im StGB hätte auch die Jugendstraf
kammer ausgehen und gewissenhaft prüfen müssen, ob 
die Anwendung des § 250 Abs. 1 StGB tatsächlich 
unserer sozialistischen Rechtsprechung entspricht. Dies 
hat sie fraglos nicht getan.

Bei beiden Angeklagten handelt es sich um Hilfs
schüler. Der Angeklagte M. wuchs ohne Eltern auf. Er 
hat offenbar nicht eine so gewissenhafte Erziehung er
halten, wie es durch die Eltern hätte geschehen können. 
So verwerflich die Tat des Angeklagten M. ist, so kann 
doch im vorliegenden Fall das Strafmaß von fünf 
Jahren Zuchthaus nicht als die geeignete Strafe an
gesehen werden. Dabei durfte auch das Alter des 
Angeklagten M. nicht unberücksichtigt bleiben. Bei der 
Strafzumessung durch die Gerichte unseres Arbeiter- 
und-Bauern-Staates darf nicht außer Betracht gelassen 
werden, daß die Rechtsordnung wie durch zu milde, so 
auch durch zu hohe Strafen gefährdet wird, da in 
beiden Fällen eine Schwächung des Vertrauens unserer 
Werktätigen zu den Gerichten herbeigeführt werden 
kann. Wenn eine zu milde Strafe dazu führen kann, 
den Täter zu weiterer Mißachtung unserer Gesetze zu 
verleiten, und eine solche Strafe auch ungeeignet ist, 
den Repressivzweck der Strafe zu gewährleisten, so ist 
eine ungerechtfertigt hohe Strafe geeignet, bei dem 
Täter das Gefühl einer nicht einwandfreien Prüfung 
des Grades der Gesellschaftsgefährlichkeit seiner Tat 
hervorzurufen, wodurch genauso wie bei einer zu 
milden Bestrafung auch der Erziehungszweck gefährdet 
werden kann.

Da die Strafkammer bei dem Angeklagten M. zu der 
ungerechtfertigt hohen Strafe von fünf Jahren Zucht
haus kam, hat sich dieses Strafmaß auch bei dem mit
verurteilten Jugendlichen J. ausgewirkt. Die gegen den 
Angeklagten J. ausgeworfene Freiheitsentziehung von 
drei Jahren und sechs Monaten muß ebenso wie die 
gegen M. ausgeworfene fünfjährige Zuchthausstrafe als 
wesentlich überhöht angesehen werden.

Aus den dargelegten Gründen hat der Senat ent
sprechend dem Antrag des Vertreters des Bezirksstaats
anwalts bei dem Angeklagten M. von der Anwendung 
des § 250 Abs. 2 StGB Gebrauch gemacht und ihn zu 
drei Jahren Gefängnis verurteilt, während bei dem An
geklagten J., der noch Jugendlicher ist, auf eine 
Freiheitsentziehung von zwei Jahren erkannt wurde.
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